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Vorschläge an die Parteien für die Landtagswahlprogramme 
zum Thema Demokratie 

Mehr Demokratie e.V. Schleswig-Holstein 
sh@mehr-demokratie.de 

 

Im Folgenden finden Sie eine Auflistung unserer Vorschläge. Wenn Sie Interesse haben, 
stehen wir gerne zu Gesprächen zur Verfügung oder machen konkrete Vorschläge zu den 
einzelnen Themen. 

1. Bürgerbeteiligung 
a. Ehrenamtlicher Staatsrat für Zivilgesellschaft und Bürgerbeteiligung mit Stimm- 
und Rederecht im Kabinett (nach dem Vorbild BaWü) 
b. Service-Stelle für Bürgerbeteiligung (nach dem Vorbild von BaWü) 
c. Institutionalisierung von Bürgerräten auf Landes- und Kommunalebene 
d. Im Haushalt Mittel für die Durchführung von Bürgerräten in den Kommunen 
bereitstellen 

2. Erleichterung von Bürgerbegehren und Bürgerentscheiden 
a. Bebauungsfragen und Finanzthemen für Bürgerbegehren öffnen. In Bayern und 
der Schweiz zeigt sich, dass die Bürger konstruktiv und sparsam sind. 
b. Abschaffung der Zustimmungsquoren, da sie dazu führen, dass die Verteidiger 
des Status quo jede Debatte und Öffentlichkeit vermeiden, um das Begehren über 
das Quorum zu Fall zu bringen. 

3. Aufwertung der Ämter zu Amtsgemeinden 
a. Direktwahl der Amtsvertretungen 
b. Hauptamtliche Amtsbürgermeister 
c. Einführung von Bürgerbegehren und -entscheiden auf Amtsebene 

4. Weiterentwicklung des Kommunalwahlrechts 
a. Personalisierte Listenwahl in Wahlkreisen wie in 11 anderen Bundesländern 
b. Quotierung der Listen nach Geschlecht 
c. Präferenzwahl der Bürgermeister (man gibt den Kandidaten Nummern von 1 bis 
n – je nach Vorliebe), man nennt das auch integrierte Stichwahl, da die Stichwahl 
überflüssig wird. 
d. Mandat auf Zeit: Gemeinderäte können pausieren (wegen Beruf, Baby, 
Meisterprüfung usw.) und kommen dabei wieder vorne auf die Liste. 

5. Transparenzgesetz 
a. Weiterentwicklung des Informationsfreiheitsgesetz zu einem modernen 
Transparenzgesetz nach dem Vorbild von Hamburg 

6. Fakultatives Referendum 
a. Es soll ein fakultatives Referendum gegen Beschlüsse des Landtags eingeführt 
werden (100-Tage-Frist). 


